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Neue Schlichtungsstelle der
Anwaltschaft: Ziemlich cool!

Die Sache könnte ein guter Erfolg werden: Mit Beginn des neu-
en Jahres hat die Schlichtungsstelle der deutschen Anwalt-

schaft in Berlin ihre Arbeit aufgenommen - unter der Leitung einer
hoch angesehenen, herausragenden Frau. Dr. Renate Jäger, ehemals
Richterin am Bundesverfassungsgericht und beim Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte, wurde im Mai 2010 durch den
Präsidenten der Bundesrechtsanwaltskammer, Rechtsanwalt Filges,
als Schlichterin vorgestellt. Sie kennt die Anwaltschaft. Mehrfach
hat sie als Mitglied des 1. Senats des Bundesverfassungsgerichtes
entscheidenden Einfluss auf unser Berufsrecht genommen. Wieder-
holt verschaffte sie ihm den notwendigen Modernisierungsschub.
Dass das nicht immer zur Freude der konservativen Vertreter eines
alten, betonierten Standesrechtes geschah, liegt auf der Hand. Die
Schlichterin ist engagiert und freut sich auf die Arbeit, die ihr die
Möglichkeit gebe, "die Selbstverwaltung der deutschen Anwalt-
schaft dabei zu unterstützen, noch mehr Verantwortung gegenüber
dem Verbraucher zu übernehmen". Ärzte, Banken, Versicherungen
und andere setzen seit langem auf eingespielte Verfahren bei zen-
tralen Ombudseinrichtungen. Und jene Streitschlichtungen haben
sich überall bewährt. 



Die Anwaltschaft hat ihre Schlichtungsstelle
in Berlin eingerichtet und die Verfahrensrege-
lungen entsprechend § 191f BRAO sorgfältig
ausgestaltet. Nach der Schlichtungsordnung
wird Frau Dr. Jäger in wesentlichen Fragen
durch einen Beirat unterstützt werden. Er be-
steht aus Mitgliedern des Rechtsausschusses
des Deutschen Bundestages, Vertretern der
Versicherungswirtschaft (Berufshaftpflicht-

versicherung), der Ver-
braucherverbände und
auf dem Gebiet des Haf-
tungs- und Gebühren-
rechtes erfahrenen
Rechtsanwälten. Zur
Geschäftsführung der
Schlichtungsstelle wur-
de Rechtsanwältin Mül-
ler-York ernannt, die
darauf verweisen kann,
dass bislang ca. 250
Streitbeilegungsanträge
eingegangen seien. Vor-
bild der neuen, unab-
hängigen Berliner
Schlichtungsstelle sind
die regionalen Rechts-
anwaltskammern mit
ihren kostenlosen, un-
bürokratischen Ver-
mittlungen.

Gestatten Sie mir zur  Berliner Schlich-
tungsstelle  einige wesentliche Einzelheiten
anzusprechen: 

• Sie kann bei Streitigkeiten zwischen Man-
danten und Rechtsanwälten über Honorar-
oder Schadensersatzansprüche wegen be-
haupteter Beratungsfehler (sog. Schlecht-
leistung) bis zur Höhe von € 15.000,00 an-
gerufen werden. Ist die Sache bei Gericht
anhängig, wurde der Streit durch außerge-
richtlichen Vergleich beigelegt oder ein
Prozesskostenhilfeantrag mangels Aussicht
der beabsichtigten Rechtsverfolgung abge-
lehnt, ist die Schlichtung unzulässig. Das
gilt auch, wenn wegen des Verfahrensge-
genstandes eine Strafanzeige erstattet oder
bei der Kammer ein Beschwerdeverfahren
anhängig gemacht wurde.

• Nicht nur ein Auftraggeber, auch ein
Rechtsanwalt kann die Schlichtung bei
Streitigkeiten mit seinem Mandanten be-
antragen.

• Da die erfolgreiche Vermittlung durch die
Schlichtungsstelle voraussetzt, dass beide
Parteien zum Dialog und zur Mitwirkung

bereit sind, ist ein Rechtsanwalt nicht
verpflichtet, sich am Schlichtungsverfah-
ren zu beteiligen. Nehmen die an der
Schlichtung beteiligten Parteien aber den
Einigungsvorschlag der Schlichterin an,
erlangt er Verbindlichkeit. 

• Grundsätzlich kann die Schlichtung wahl-
weise bei der zuständigen (regionalen)
Rechtsanwaltskammer oder bei der Schlich-
tungsstelle der Anwaltschaft in Berlin be-
gehrt werden. Bei den o.g. Streitigkeiten bis
zur Höhe von € 15.000,00 wird das Verfah-
ren vor der Berliner Schlichtungsstelle hoch
wahrscheinlich einen gewichtigen Vorteil
mit sich bringen: Die Berufshaftpflichtver-
sicherer haben in Aussicht gestellt,
Schlichtersprüche, denen sich die Parteien
unterwarfen, anerkennen zu wollen. Das
wäre eine sehr vernünftige Lösung.

Ich halte diese unentgeltlich tätige, zentrale
Schlichtungsstelle der Anwaltschaft für eine
moderne, eine gute Einrichtung. Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte erbringen täg-
lich und auf hohem Niveau unzählige Rechts-
dienstleistungen. Wenn es in wenigen Fällen
zu Konflikten zwischen dem Auftraggeber und
dem Rechtsanwalt kommen sollte, kann die
Schlichtungsstelle schnelle Lösungen bieten,
Missverständnisse aufklären und damit den
Verbraucher und den Rechtsanwalt schützen -
ohne langjährige gerichtliche Auseinanderset-
zung. Und noch eines: Mit der Einrichtung der
Schlichtungsstelle wird die früher vom Bun-
desjustizministerium gewünschte Vertrauens-
schadensversicherung überflüssig. Damit wer-
den der Anwaltschaft etwa 40 bis 50 Millionen
Euro Aufwand erspart.

Mit den besten kollegialen Grüßen

Ihr

Kury
Präsident
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Wahlen zum Vorstand haben im Hinblick auf
den zweijährigen Turnus erst wieder für das
Jahr 2012 anberaumt zu werden.

•

Zu einzelnen Tagesordnungspunkten teilt
der Vorstand mit:

Zu TOP 4: 
Der Bundesgesetzgeber hat die das Wahlver-
fahren zum Kammervorstamd betreffende
Bestimmung des § 88 III BRAO reformiert.
Die Neufassung ist vom Bundestag verab-
schiedet, jedoch im Bundesgesetzblatt noch
nicht verkündet worden. 
Danach ist nur noch im 1. und 2. Wahlgang
die einfache (absolute) Mehrheit für eine
wirksame Wahl eines Kandidaten in den
Kammervorstand erforderlich. 
Im 3. Wahlgang genügt die relative Mehrheit.
Nach unserer Satzung werden nur bis zu drei
Wahlgänge abgehalten.

Der Kammervorstand wird deshalb in Um-
setzung der gesetzlichen Vorgabe Änderun-
gen von § 8 Abs. 3, Abs. 5 und Abs. 6 der Ge-
schäftsordnung vorschlagen.
Der Text des Antrages wird nach Verkündung
der Gesetzesänderung mit der Einberufung
der Kammerversammlung veröffentlicht
werden.

Zu TOP 5: 
Der Jahresabschluss der Kammer wird
grundsätzlich und stets durch einen Wirt-
schaftsprüfer auf Herz und Nieren kontrolliert.
Daneben findet auf Beschluss der Kammerver-
sammlung eine weitere Rechnungsprüfung
statt, die durch Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte in der Freien und Hansestadt Hamburg
vorgenommen wird.

Über das Ergebnis ihrer Kontrolle berichten
die Rechnungsprüfer regelmäßig auf der
Kammerversammlung. 

Die ordentliche Kammerversammlung
2011 wird am

stattfinden.

Hierzu lädt der Präsident ein.

Der öffentliche Teil der Kammerversammlung
wird der Rede eines herausragenden Gastes
gewidmet werden können.

wird zur Versammlung und zu den Mitgliedern
seiner Kammer sprechen.

Das Präsidium und der Vorstand danken Herrn
Kollegen Scholz für seine Zusage.

In dem dann anschließenden, nichtöffentli-
chen Teil der Kammerversammlung wird die
Tagesordnung abgehandelt werden:

1. Jahresbericht des Vorstandes
2. Kassenbericht
3. Entlastung des Kammervorstandes
4. Änderungen der Geschäftsordnung
5. Wahl der Rechnungsprüfer 

(§ 11 der Geschäftsordnung)
6. Aktualisierung des Haushaltsplanes 2011
7. Verabschiedung des Haushaltsplanes für

2011 einschließlich der Beschlussfassung
über den Kammerbeitrag 2012

8. Behandlung der weiteren gestellten Anträge
9. Verschiedenes
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ANKÜNDIGUNG DER 
ORDENTLICHEN KAMMERVERSAMMLUNG 2011

DER HANSEATISCHEN RECHTSANWALTSKAMMER

Mittwoch, den 13. April 2011,
18:00 Uhr

in der Handwerkskammer Hamburg,
Saal 304, Holstenwall 12, 

20355 Hamburg

Herr Rechtsanwalt Olaf Scholz, 
Kandidat für das Amt des Ersten Bürgermei-
sters in der Freien und Hansestadt Hamburg

bei den Wahlen am 20. Februar 2011

In den Pausen der Versammlung werden be-
legte Brötchen und Getränke gereicht.



Nach Fristablauf erhalten Sie wie üblich die in
der Satzung (§ 1 Abs. 4) vorgesehene formelle
Einberufung der Kammerversammlung, mit
der sodann die endgültige Tagesordnung, die
eingegangenen Anträge sowie die Wahlvor-
schläge bekannt gemacht werden. 
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Die Rechnungsprüfer werden auf 4 Jahre ge-
wählt. Im Jahre 2011 läuft die Amtszeit der im
Jahre 2007 gewählten beiden Rechnungsprü-
fer, der Herren Kollegen Stephan May und
Eckhard Wolter, aus. Während Herr Kollege
May für eine Wiederwahl nicht zur Verfügung
steht, hat Herr Rechtsanwalt Wolter erklärt,
sich auf eine weitere Amtszeit einrichten zu
wollen. 

Der Kammervorstand wird Herrn Kollegen
Wolter zur Wiederwahl vorschlagen. Die
Kammermitglieder werden gebeten, Vorschlä-
ge für die Wahl der Rechnungsprüfer zu 
unterbreiten. Kandidaten sollten sich an den
Bereichen des Steuer-, Bilanz- und Haushalts-
rechtes erfreuen können.

Zu TOP 7: 
Der Kammervorstand wird der Kammerver-
sammlung empfehlen, den Jahresbeitrag
2012 auf € 192,00 zu erhöhen. 

In den zurückliegenden Jahren ist der Beitrag
in Hamburg erheblich gesenkt worden, um
angesammeltes Kammervermögen auf einen
angemessenen Vorhaltebetrag abzusenken.
Nun allerdings verlangt der für das Jahr 2012
aufgestellte Haushaltsplan eine Gegensteue-
rung und damit auch die Anhebung des Kam-
merbeitrages auf einen Betrag in Höhe von 
€ 192,00 . Denn ohne Beitragserhöhung wür-
de die Unterdeckung deutlich über den Beträ-
gen der Vorjahre bei ca. € 311.000,-- liegen. Da
das Kammervermögen auf ein wirtschaftlich
vernünftiges Maß abgeschmolzen wurde, die
Einrichtung der Schlichtungsstelle bei der
Bundesrechtsanwaltskammer zur Erhöhung
des von Hamburg an die BRAK zu leistenden
Beitrages führen wird und die Bundesrechts-
anwaltskammer im Übrigen auch hinsicht-
lich der gestiegenen Ausgaben ihre Beiträge
erhöhen wird, muss auch die Hanseatische
Rechtsanwaltskammer ihren Jahreskammer-
beitrag erhöhen. Hinzu kommt, dass auch der
der Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte zu
zahlende Beitrag pro Mitglied von € 7,50 auf
€ 9,-- angehoben worden ist. 

Der Kammerbeitrag wird damit auch nach der
Erhöhung im Bundesvergleich einer der nied-
rigsten bleiben.

Alle Kammermitglieder sind hiermit auf-
gerufen, Wahlvorschläge für die Wahl der
Rechnungsprüfer einzureichen sowie
weitere Tagesordnungspunkte oder 
Anträge anzukündigen.

Die Wahlvorschläge und Anträge zur Ta-
gesordnung müssen bis zum

3. März 2011

beim Kammervorstand entweder bis 
16:00 Uhr in der Kammergeschäftsstelle
oder über die gemeinsame Annahmestel-
le im Ziviljustizgebäude bis 24:00 Uhr
eingegangen sein.

Anschrift des Kammervorstandes: 

Hanseatische Rechtsanwaltskammer, 
Bleichenbrücke 9, 20354 Hamburg.

Anträge zur Tagesordnung müssen in
Textform, Wahlvorschläge schriftlich ein
gereicht werden.

Nur die Anträge und Wahlvorschläge, die
innerhalb dieser Frist eingehen, werden
auf die Tagesordnung gesetzt (§ 1 Abs. 2
der Geschäftsordnung).

Über Gegenstände, deren Verhandlung
nicht ordnungsgemäß angekündigt ist,
dürfen keine Beschlüsse gefaßt werden 
(§ 87 Abs. 2 BRAO).
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"In 9 Tagen zum
Fachanwalt"
"Fachseminare von Fürstenberg" bewirbt der   

zeit Fachanwaltslehrgänge mit der Aussage
„Neu: In 9 Präsenztagen zum Fachanwalt!“. 

Die Hanseatische Rechtsanwaltskammer ist der
Auffassung, dass diese Fachlehrgänge in der Form,
wie sie hier beworben werden, nicht die Anforde-
rungen des § 4 FAO erfüllen. Ein erheblicher Teil
des Lehrgangs ist in Form eines „‘online-gestütz-
ten‘ Eigenstudiums“ zu bewältigen. Dieses „Ei-
genstudium“ genügt nach Auffassung der Kam-
mer nicht den Anforderungen, die  nach § 4 FAO
für Fachlehrgänge zu stellen sind. Grundsätzlich
sind zwar Fernlehrgänge jedenfalls für Teilberei-
che der theoretischen Ausbildung denkbar, wenn
Sie aber die Präsenz für wesentliche Zeitanteile des
Gesamtlehrganges ersetzen sollen, müssen Sie
über ein normales Lehrskript deutlich hinausge-
hen. Darüber hinaus enthält ein uns vorliegendes
Skript aus dem Arbeitsrecht nach Auffassung der
Kammer im Wesentlichen nur normalen Lehr-
stoff des Arbeitsrechts und vermittelt keine fach-
anwaltsspezifischen Kenntnisse. Durch die be-
worbenen Lehrgänge kann aus Sicht der Kammer
folglich nicht nachgewiesen werden, dass ein
fachanwaltsspezifischer Lehrgang für mindestens
120 Zeitstunden bzw. ein dem gleichwertiger
Lehrgang  besucht worden ist.  Wer die Führung
eines Fachanwaltstitels beantragt, muss daher da-
mit rechnen, das sein Antrag nicht mit Erfolg auf
einen so gestalteten Lehrgang gestützt werden
kann.

Wir haben die anderen Rechtsanwaltskammern
in der Bundesrepublik sowie den Veranstalter
selbst über diese Beurteilung unterrichtet.

Mediationsgesetz
Das Bundesjustizministerium hat den Re-

gierungsentwurf eines Mediationsge-
setzes vorgelegt, welcher der Umsetzung der
europäischen Mediationsrichtlinie dient.
Es soll zum einen die gerichtliche Mediation
gesetzlich regeln, zum anderen aber - und die-
ses ist für die Anwaltschaft von sehr viel größe-
rer Bedeutung - Standards für die außerge-
richtliche Mediation und die Qualifikation der
außergerichtlich tätigen Mediatoren festlegen.
Das BMJ favorisiert derzeit ein Modell, nach
dem private Berufsverbände Mediatoren zerti-
fizieren sollen, wenn diese bestimmende Min-
deststandards (derzeit eine Ausbildung im
Mindestumfang von 90 Zeitstunden) erfüllen.

Die Bundesrechtsanwaltskammer ist an den
Vorbereitungen der Gesetzgebung beteiligt
und vertritt die Interessen der Anwaltschaft.
Dem Gesetzentwurf des BMJ finden Sie auf
dessen Internetseite www.bmj.de, in wenn Sie
das Suchwort "Mediationsgesetz" eingeben.

Neu: Gebühren-
sprechstunde 
Aus Ihrem Kreise ist die Anregung gekom-

men, für die vielfältigen Fragen in Ge-
bührenangelegenheiten eine Gebühren-
sprechstunde für Rechtsanwälte einzuführen.
Dieser Anregung kommen wir gerne nach und
bieten nunmehr jeden ersten Montag im Mo-
nat die Möglichkeit an, konkrete Gebührenfra-
gen und/oder allgemein interessante Entschei-
dungen zu Gebührensachen anzusprechen. 

Die Auftaktveranstaltung soll 
am Montag, dem 7. März 2011 

ab 17:00 Uhr
in der Kammergeschäftsstelle stattfinden.

Geplant ist für die ca. 1 ½ stündige Veranstal-
tung ein Kurzreferat von Rechtsanwalt Reineke.
Dieser wird als zuständiger Geschäftsführer die-
se regelmäßigen Veranstaltungen inhaltlich
gestalten und leiten. Davon losgelöst steht Ih-
nen Rechtsanwalt Reineke wie bisher für Fra-
gen im Zusammenhang mit Gebührenangele-
genheiten jederzeit zur Verfügung, d.h. es geht
nicht um eine Alternative zu dem bisherigen
Angebot, sondern um dessen Erweiterung.
Um planen zu können, bitten wir Sie um vor-
herige Anmeldung auf dem online hier herun-
terladbaren Formular. Teilen Sie uns bitte ggf.
auch Themenvorschläge mit. 

http://www.bmj.de
http://rak-hamburg.de/uploads/file/Geb%C3%BChrensprechstunde/Anmeldung%20zur%20Geb%C3%BChrensprechstunde.doc
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„Segmentierung des Amtsgerichts“. Dieser
Projekt be zeichnung, die sich dem Außen-
stehenden nicht ohne weiteres erschließt, lag
eine zentrale Erkenntnis zugrunde: Das
Amtsgericht mit seinen insgesamt ca. 1600
Mitarbeitern, davon 250 Richterinnen und
Richtern und 250 Rechtspflegerinnen und
Rechtspflegern war für eine strikt
zentralistische Führung zu schwerfällig
geworden. Das galt besonders für den Standort
am Sievekingplatz. Hier und an den
verschiedenen Außenstellen arbeiteten rund
1000 Menschen, während die damals fünf
Stadtteilgerichte Mitarbeiterzahlen zwischen
140 und 45 aufwiesen. Unterlegt man diese
Zahlen mit den außerordentlich vielfältigen
Aufgaben der Amtsgerichte, wird deutlich, wie
wichtig eine möglichst schlanke dezentrale
Leitungsstruktur für ein Funktionieren ist. So
werden jedes Jahr nicht nur über 40.000
Zivilverfahren, 22.000 Strafverfahren, 14.000
Familienverfahren und 30.000 anhängige Be-
treuungsverfahren von den Amtsgerichten
bearbeitet. Zum Aufgabenspektrum gehören
ebenso das Mahngericht an der Max-Brauer-
Allee, wo im letzten Jahr mehr als 520.000
Vorgänge erledigt wurden, das Registergericht,
das Insolvenzgericht, die Grundbuchämter, die
Nachlass- und die Vollstreckungsgerichte sowie
die Gerichtsvollzieher.

Die Lösungsmöglichkeiten, die man damals
hatte, waren überschaubar:
Da gab es auf der einen Seite die noch heute von
Dezentralisierungsgegnern immer wieder ins
Feld geführte Idee des Neubaus eines  zentralen
Hamburger Amtsgerichts, verbunden mit dem
Hinweis, dass auch in der Wirtschaft der Trend
zur Zentralisierung gehe. Diese Option war und
ist jedoch ungeeignet. Niemand hätte die dafür
erforderlichen erheblichen Haushaltsmittel
freigegeben oder die historischen
Gerichtsgebäude am Sievekingplatz und in den
Stadtteilen dafür aufgegeben. Und zuletzt: Wer
möchte in einer Justizmaschinerie dieser
Größenordnung auf welcher Seite des
Richtertisches auch immer arbeiten? 

Amtsgericht
Hamburg

» Liebe Kolleginnen und Kollegen,

fast acht Jahre nach der Gründung der
Amtsgerichte in Barmbek und St. Georg werde
ich noch immer gelegentlich von anwaltlichen
Kollegen gefragt, warum es in Hamburg
eigentlich so viele Amtsgerichte und davor so
wenige Parkplätze gibt. Und immer noch wird
auch die Frage gestellt: Warum hat man zwei
erfolgreiche Spezialabteilungen wie das
Familiengericht im Amtsgericht Hamburg-
Mitte und das Bezirksjugendgericht
zerschlagen? Hat darunter nicht die Qualität
gelitten? Und schließlich: Hält es das
Amtsgericht eigentlich für sinnvoll, wenn in
einem Verfahren andauernd der Vorsitz
wechselt, wie es in den letzten Jahren
zunehmend zu beobachten war?
Dieser kleine Ausschnitt an ´FAQs´ lädt ein zu
einem Schnelldurchgang durch die Welt der
Hamburger Amtsgerichte. Ich freue mich, dass
ich die Gelegenheit erhalte, Ihnen hier einen
kurzen Einblick hinter die Kulissen zu geben.

1. Die erste Frage verweist direkt auf das
inzwischen abgeschlossene größte und inno-
vativste Projekt der vergangenen Jahre, die

NEUES VON DEN GERICHTEN

Im Kammerreport vom Januar 2010 hatten wir über die Ergebnisse der Umfrage nach
Vorschlägen zur Verbesserung des Kammerreports berichtet.
Eine sehr große Anzahl von Kolleginnen und Kollegen äußerte den Wunsch, mehr 
Informationen über die und aus der Justiz zu erhalten.

Diesem Wunsch kommen wir gerne nach und veröffentlichen in loser Folge Berichte aus
den Hamburger Gerichten.

Präsident des Amtsgerichts Hamburg, 

Präs AG, Hannes Rzadtki



Damit blieb im Wesentlichen der von meinem
Vorgänger Dr. Heiko Raabe eingeschlagene
Weg: Die Verkleinerung des Muttergerichts
durch Neugründung von Stadtteilgerichten  in
Barmbek und St.Georg, die mit einer Größe von
150 bis 200 Mitarbeitern die nach einer
Kienbaum-Studie ideale Größe für ein
Amtsgericht aufweisen. Dadurch wurden
Räume am Sievekingplatz frei und die Rück-
führung der zahlreichen Außenstellen wie z.B.
des Familiengerichts in der Dammtorstraße,
des Vormundschaftsgerichts am Dammtorwall,
des Insolvenzgerichts in der Weidestraße und
der Strafabteilungen am Johannes-Brahms-
Platz  wurde möglich. 
Organisatorisch hat dies die Hamburger
Amtsgerichte ohne Zweifel  gestärkt: 
• Der „Moloch“ Hamburg-Mitte ist über-
schaubarer geworden und besser zu steuern.
Dazu soll auch die Aufteilung des verbliebenen
immer noch großen Gerichts in vier sog.
Segmente (Zivilsegment, Strafsegment, Segment
für freiwillige Gerichtsbarkeit, Segment
Insolvenz und Familie/Betreuung) beitragen.  Sie
sollen in ihrer Struktur einem Stadtteilgericht
möglichst ähnlich und deshalb auch so
selbständig wie möglich handlungsfähig sein.
Dieser Prozess ist noch nicht vollständig
abgeschlossen. Auch hat  für die Segmente bis
dato leider noch niemand eine griffigere und
überzeugendere  Bezeichnung gefunden.
Anregungen nehme ich gerne entgegen. 

• Selbständige Stadtteilgerichte können auf-
grund einer höheren Identifikation der
Mitarbeiter mehr Binnenkräfte zur Lösung von
Problemen freisetzen als große, unüber-
schaubare Einheiten. Das konnte man nicht
zuletzt im Zuge der Neugründungen der
Gerichte in Barmbek und St. Georg feststellen. 

• Die enge Verknüpfung von  Organisations-
struktur und  räumlicher Anbindung ist ein
ebenso zentrales Kriterium für die Funktions-
fähigkeit einer Organisation.

• Last but not least entspricht die Verteilung
der Amtsgerichte über das Stadtgebiet ihrer
Grundfunktion als derjenigen Justizeinheit, die
aufgrund der Vielfältigkeit der Aufgaben und
der Häufigkeit ihrer Inanspruchnahme die
größte Bürgernähe aufweisen sollte. Dass die
konkreten Standorte der neuen Gerichte auch
ein wenig  der damaligen Angebotssituation auf
dem Immobilienmarkt geschuldet sind, ändert
daran nichts.

Mir ist bewusst, dass den Verbesserungen in
unseren Abläufen gewisse Erschwernisse in der
anwaltlichen Alltagspraxis korrespondieren.

Diese werden naturgemäß dann als besonders
beschwerlich empfunden, wenn z.B. ein Termin
aufgrund der Verkehrslage nicht mehr pünktlich
erreicht werden kann oder aber  eben keinen
Parkplatz vor dem Gericht zu finden ist. Ich
hoffe jedoch, dass ich mit dieser kurzen Skizze
die Beweggründe für die Reorganisation
verdeutlichen  bzw. in Erinnerung rufen konnte.
Sie haben gerade  in Zeiten weiterer Konsoli-
dierungsverpflichtungen des Justizhaushalts
mehr Gewicht denn je.
Wirklich abgeschlossen ist dieser Weg für mich
allerdings erst, wenn das Modell auch im
kleinen umgesetzt ist. Das heißt etwa für einen
zersplitterten Gerichtsstandort wie das Amts-
gericht Wandsbek mit dem Hauptgebäude in
der Schädlerstraße, dem Familiengericht in der
Schloßstr. 12 und dem Betreuungsgericht in der
Schloßstr. 8 e, dass hier so schnell wie möglich
eine Zusammenführung erreicht werden muss.
Daran arbeiten wir intensiv, obwohl die
Möglichkeiten aufgrund der örtlichen Gegeben-
heiten sehr begrenzt sind. 

2. Zusammen mit der Neugründung der zwei
Stadtteilgerichte wurde vom Senat im Jahr
2003 durch Änderung der Konzentrations-
verordnung auch das Bezirksjugendgericht
dezentralisiert. Dies war eine politische
Entscheidung. Sie entsprach aber durchaus der
Philosophie der Amtsgerichte, an ihren Stand-
orten den klassischen Strauß amtsgerichtlicher
Aufgaben möglichst umfassend abzudecken.
Außerdem wäre die Unterbringung der
Strafabteilungen, die im heutigen Brahms-
kontor ansässig waren, im Strafjustizgebäude
nicht möglich gewesen. Und auch die
außerordentlich sinnvolle Rückführung der
Wirtschaftsstrafkammern, die das Landgericht
gerade plant, wäre ohne diese Verlagerung
wohl völlig illusionär.  
M.E. hat sich die Entscheidung rückblickend
bewährt, selbst wenn hier geringe  Reibungs-
verluste einzuräumen sind: 
Die Zuführungen von in Untersuchungshaft
befindlichen Angeklagten in den Stadtteil-
gerichten erfordern ohne Zweifel mehr
Personalkapazitäten der UHA.  Hieran ist trotz
Bemühungen aller Beteiligter noch zu arbeiten.
Die Zusammenarbeit zwischen der Jugend-
gerichtshilfe und den Jugendgerichten ist durch
die verschiedenen Gerichtsstandorte sicherlich
nicht leichter geworden. Gleichwohl hat die
Qualität der Arbeit keineswegs gelitten. Dies ist
in hohem Maße dem engagierten Einsatz der
Jugendrichterinnen und -richter ebenso wie der
beteiligten Mitarbeiter der Jugendgerichtshilfen
zuzuschreiben. 
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Im Jahr 2005 wurde schließlich auch die
teilweise Konzentration von Familiensachen
beim Amtsgericht Hamburg  beendet. Dies war
eigentlich nur ein überfälliger Abschluss der
Gerichtsneugründungen.  Denn in Hamburg
hatten bis dahin alle Stadtteilgerichte ein
eigenes Familiengericht. Nur den beiden großen
Gerichten in Barmbek und St. Georg waren sie
aufgrund  politischer  Unwägbarkeiten kurz-
fristig vorenthalten worden. Dennoch ist das
von manchem  damals als Zerschlagung einer
erfolgreichen Spezialabteilung des Amtsgerichts
bezeichnet worden, und es wurde ein düsteres
Szenario für die künftige Qualität der Familien-
rechtsprechung gezeichnet. Und noch heute
wird mir beim Auftreten von Problemen in den
Familiengerichten immer wieder vorgehalten,
dies sei auf die Dezentralisierung zurückzu-
führen. Das ist mitnichten der Fall. Weder die
Qualität der Rechtsprechung noch die Funk-
tionsfähigkeit der Geschäftsstellen  hat hier-
durch gelitten. Unter den Familienrichtern
besteht nach wie vor ein regelmäßiger interner
fachlicher Austausch und wie früher werden
gemeinsame Fortbildungen und Seminare
veranstaltet.

3. Wenn hier Probleme auftreten, dann haben
sie mit einem kaum steuerbaren Phänomen zu
tun, das in den letzten Jahren die Amtsgerichte
insgesamt, und nicht nur die Familiengerichte,
zunehmend betrifft. So hat der Generations-
wechsel  zu einer nie da gewesenen Zahl von
Neueinstellungen im richterlichen Bereich
geführt. Personalentwicklerische Grundsätze
erfordern es, dass die neuen Kollegen in ihrer
Probezeit auch auf verschiedenen Stationen
erprobt werden. Dies führt dazu, dass durch
jede frei werdende Stelle drei Folgewechsel
verursacht werden. Dabei sind die zusätzlichen
Verschiebungen noch nicht mitgerechnet, die
wegen der mangelnden Einsetzbarkeit von
Berufsanfängern in Familien-, Betreuungs- und
Schöffensachen notwendig werden. Hinzu
kommt eine stark gestiegene Zahl von Mutter-
schutzfällen bzw. Kolleginnen und auch
Kollegen, die ihre berufliche Laufbahn für die
Kinderbetreuung unterbrechen. So kann auf
anwaltlicher Seite die Wahrnehmung ent-
stehen, das Amtsgericht hätte nichts Besseres
zu tun, als die Bearbeitung von Verfahren durch
ständige Richterwechsel noch zu erschweren.
Denn natürlich tut ein Wechsel im Vorsitz
keinem Verfahren gut und verursacht zu
vermeidende Doppelarbeit.
Dies gilt insbesondere für die außerordentlich
konfliktbeladenen und umfangreichen
Familienverfahren, die nicht nur zeitlich,
sondern auch fachlich eine aufwändigere
Einarbeitung erfordern. Tatsächlich haben

allein in diesem Bereich von den derzeit 63
eingesetzten Kolleginnen und Kollegen allein
27, also mehr als 40 %, ihre Tätigkeit dort erst
in den letzten zwei bis drei Jahren auf-
genommen. Zum Teil mussten sie ihrerseits
schon wieder ersetzt werden. Von diesem
schwierigen Prozess sind manche Amtsgerichte
mehr betroffen als andere. Wir bemühen uns
aber schon seit langem, hier mehr Kontinuität
zu erreichen und ich bin mir sicher, dass uns
dies auch gelingen wird. Ich kann Ihnen
jedenfalls versichern, dass die neu tätigen
Familienrichterinnen und -richter alle mit
großem zeitlichem Einsatz und persönlichem
Engagement versuchen, die Parteien möglichst
wenig Reibungsverluste spüren zu lassen. 
Soviel für heute zu einigen strukturellen
Grundlagen der Hamburger Amtsgerichte.
Ich bin mir sicher, es gäbe noch manche andere
Frage aus Ihrer Sicht. Vielleicht kann ich Ihnen
diese bei anderer Gelegenheit an gleicher Stelle
beantworten. Ich bin jedenfalls davon über-
zeugt, dass die aus meiner Sicht ganz über-
wiegend gute Zusammenarbeit zwischen
Amtsgerichten und Anwaltschaft durch das
Verständnis für die Hintergründe mancher
Organisationsmaßnahme nur noch besser
werden kann.  In diesem Sinne bin ich natürlich
auch für Anregungen oder Kritik von Ihrer Seite
jederzeit offen.

Mit freundlichen Grüßen

Hannes Rzadtki «
Ein Tag der offenen
Tür – Zu Besuch
in der Unter-
suchungshaftanstalt
Hamburg
Wie im letzten Kammerreport angekün-

digt, fand am 27.01.2011 der Besuch
von jungen Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälten in der Untersuchungshaftanstalt
Hamburg statt. 

Hier der Bericht eines Teilnehmers: 

»Die Tore und Türen der Untersuchungshaft-
anstalt Hamburg im Holstenglacis öffneten sich
für 19 junge Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte. Gleich zu Beginn wurden uns die Utensi-
lien genommen, die grundsätzlich für einen
Rechtsanwalt unentbehrlich sind: der Anwalts-



Frau Dreyer erläutert die Aufgaben der
Sicherungs- und Beobachtungstation im
Rahmen der sogenannten Suizidprophylaxe, die
insbesondere für die Insassen, die neu in die
Untersuchungshaftanstalt eingeliefert werden,
eine besondere Rolle spielt. Die gesamte
Atmosphäre in der Untersuchungshaftanstalt
sorgt dafür, dass uns die sich aufdrängenden
Fragen im Halse stecken bleiben. Es stellt sich
sehr schnell ein Gefühl der Beklommenheit ein,
welches sich selbst durch die sehr professionelle
und freundliche Art der Bediensteten nicht
bessert. Insbesondere die unsanierten
Gebäudeteile sorgen dafür, dass man diese
Gebäudeteile trotz aller Neugier gerne wieder so
schnell wie möglich verlassen möchte. 

Der Rundgang durch die Untersuchungs-
haftanstalt bringt uns über verschlungene Wege
indes wieder in eine etwas gewohntere
Umgebung: einen Gerichtssaal. Neben der
Zuführ- und Vorführtabteilung erreicht man
durch den Keller auch verschiedene Säle im
Strafjustizgebäude. 

In dem sich anschließenden Abschluss-
gespräch mit der Anstaltsleitung können alle
Teilnehmer die sich aufdrängenden Fragen
stellen und sogar die bauhistorisch
interessierten Kolleginnen und Kollegen werden
von Frau Dreyer zu einer ausführlicheren
Begehung zu einem späteren Zeitpunkt
eingeladen. 

An dieser Stelle danken wir der Anstaltsleiterin
Frau Dreyer und ihrem Team noch einmal recht
herzlich für die besonders freundliche und sehr
informative Führung durch die Untersuchungs-
haftanstalt. 

Nachdem man wir uns mit Handy und
Anwaltsausweis wieder komplett fühlten und
sich die schweren Türen der Untersuchungs-
haftanstalt hinter uns schlossen, wirkte der
Hamburger Nachthimmel an diesem Abend
irgendwie besonders beruhigend. Es brauchte
doch einige Zeit, bis die Eindrücke verarbeitet
waren und sich das Gefühl der Unfreiheit
wieder verflüchtigt hatte. 
Allerdings eine Erfahrung, die ich nicht missen
möchte.

Rechtsanwalt
Jan-Ontjes Güldenzoph «
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ausweis und das Handy. Von sehr freundlichen,
aber auch besonders gut trainierten Herren wur-
den die Namen der Anmeldeliste verglichen und
wir wurden gebeten in einem Glaskasten zu ver-
weilen, nachdem die beeindruckend stabilen To-
re hinter uns geschlossen wurden.

Die Anstaltsleiterin Frau Dreyer begrüßte alle
Teilnehmer sehr freundlich. Wir wurden
zunächst in einen Besprechungsraum in dem
Verwaltungsgebäude geführt. Bei Kaffee und
Keksen erhielten wir zahlreiche interessante
Informationen über die Untersuchungs-
haftanstalt in Hamburg. Schnell wurde dem
aufmerksamen Zuhörer klar, dass sich die
Belange des Denkmalschutzes des ab 1870
errichteten Gebäudes teilweise nur schwer mit
den Belangen der Sicherheit vereinbaren lassen.
Das Verwaltungsgebäude wirkte indes im
Vergleich zu den Gebäudeteilen, die später
besichtigt werden sollten, noch recht einladend.
Aktuell befanden sich 429 Personen in der
Untersuchungshaftanstalt. Neben den Unter-
suchungshäftlingen sind auch Jugendliche,
Frauen, Sicherungsverwahrte und Vollzugsge-
fangene im Holstenglacis untergebracht, weil
die Untersuchungshaftanstalt rund um die Uhr
auch sämtliche vorläufig Festgenommenen
aufnimmt und zentral alle Ferntransporte von
Insassen zwischen hamburgischen Anstalten
und dem Bundesgebiet abwickelt. Da kann eine
Busreise von Hamburg nach München schnell
mal bis zu zehn Tage in Anspruch nehmen und
bieten so manchen Zwischenaufenthalt in einer
anderen Justizvollzugsanstalt. 

Die Untersuchungshaftanstalt beschäftigt 345
Bedienstete. Darunter sind auch Ärzte,
Psychiater und Pflegepersonal, die in dem in den
1990er Jahren errichteten Zentralkrankenhaus
beschäftigt sind. Die Anstaltsleitung berichtet
sehr anschaulich, dass die Gebäude einen
Sanierungsbedarf von ca. 10 Millionen € haben.
Bei dem anschließenden Rundgang durch die
Anstalt wird diese Summe nachvollziehbar bei
einem Vergleich der Zellen des sanierten 
A-Flügels, in dem sich unter anderem die
Sicherungs- und Beobachtungsstation befindet
und den Zellen des älteren B-Flügels, bei dem
teilweise Hafträume geschlossen sind und dem
Vollzug aufgrund der Baufälligkeit nicht mehr
zur Verfügung stehen. Einige Zellen verfügen
nicht einmal über eine Steckdose und der
Fussboden ist sprichwörtlich nur noch
bruchstückhaft vorhanden. Das grelle Licht, die
Netze zwischen den Stockwerken und die langen
kalten Gänge des Zellentraktes wirken
beängstigend und wir fühlten uns um zwei
Jahrhunderte zurückversetzt.
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le im Ziviljustizgebäude veröffentlicht.
Sie finden den Text, wenn Sie in der Online-
Fassung des Kammerreportes hier klicken.

Geschäfts-
verteilungspläne
Früher war es üblich, dass der Kammer die

Geschäftsverteilungspläne der Gerichte
in gedruckter Form übersandt wurden.
Von einigen Gerichten erhalten wir diese
nach wie vor.
Sie finden jedoch viel einfacher die Ge-
schäftsverteilungspläne aller Hamburger
Gerichte im Internet auf der Seite 

www.hamburg.de

im Abschnitt Stadt und Staat.

Umsatzsteuer 
Der Ausschuss Steuerrecht der Bundes-

rechtsanwaltskammer hat "Handlungs-
hinweise zur Umsatzsteuer 2010" veröffent-
licht, die anwaltliche Dienstleistungen bei
Auslandsbezug betreffen.
Sie finden diese steuerlichen Hinweise für
Mandate mit Auslandsbezug, wenn Sie in
der Online-Fassung des Kammerreportes
hier klicken.

Elektronische
Klage
Das Verwaltungsgericht Minden hat ent-

schieden: » Eine im Anhang eine E-Mail
befindliche Klageschrift, welche eine einge-
scannte Unterschrift aufweist, genügt nicht dem
Schriftformerfordernis und ebenfalls nicht zur
Fristwahrung. Zur Entgegennahme elektroni-
scher Dokumente ist ausschließlich der elektro-
nische Gerichtsbriefkasten vorgesehen.«
Das Verwaltungsgericht Minden ist der Auf-
fassung, dass ein grundlegender Unter-
schied zwischen einer Übermittlung des
Textes durch Fax (auch Computer-Fax), und
durch E-Mail bestehe.
Inwieweit diese Unterscheidung überzeu-
gend ist, ist eine andere Frage.
Hiermit setzt sich eine Besprechung des Ur-
teils vom 17.06.2010 (12 L 212/2010) im Ju-
ris PraxisReport auseinander.

Großkunden-Abo

An die Kammer ist schon verschiedent-
lich der Wunsch herangetragen wor-

den, der Hamburger Anwaltschaft die Mög-
lichkeit zur Teilnahme an einem HVV -
Großkunden-Abo zu verschaffen.
Wir haben uns darum bemüht und können
derzeit nur folgendes mitteilen: Über die
Kammer ist die Teilnahme am HVV-Profi-
card System derzeit nicht möglich.
Andererseits kann jedes Unternehmen mit
mehr als 20 potenziellen Proficard-Bezie-
hern als selbständiger Vertragspartner am
System der Großkunden-Abos teilnehmen.
Allerdings müssen die Bezieher der Proficard
jeweils Arbeitnehmer sein, sodass also weder
freie Mitarbeiter, noch Partner (Gesellschaf-
ter) mitzählen.

Der Einzug der Fahrkartenkosten erfolgt
über ein Partnerunternehmen des HVV.

Wenn Sie sich für diese Gestaltung interes-
sieren, nehmen Sie bitte mit  Frau Hüsing-
Ahrend, der zuständigen Großkundenbe-
treuerin im HVV, unter der Telefonnummer
040 / 3918 3928 Kontakt auf.

Elektronische
Akte
Bei der Ausländerbehörde Hamburg gibt

es jetzt das Projekt "ElektrA" (Elektroni-
sche Ausländerakte). Dieses Projekt findet in
enger Kooperation mit der Ausländerbehör-
de Berlin statt.
Die elektronische Führung der Ausländerkte
bedeutet auch, dass Akteneinsichtsgesuche
elektronisch über einen USB-Stick erfolgen.
Wenn Sie Näheres zu der Praxis der elektro-
nischen Aktenführung wissen wollen,
klicken Sie bitte in der Online-Fassung des
Kammerreportes hier. Sie finden ein Infor-
mationsschreiben des Einwohner-Zentral-
amtes vom 21. Dezember 2010 mit den
wichtigsten Daten, wenn Sie hier klicken.

Gemeinsame
Annahmestelle
Im Justizverwaltungsblatt 7/2010 ist die

aktuelle Fassung der Allgemeinverfügung
der Justizbehörde Nr. 50/2010 betreffend
den Betrieb der gemeinsamen Annahmestel-

http://www.rechtsanwaltskammerhamburg.de/uploads/EMA_Hamburg.pdf
http://www.rechtsanwaltskammerhamburg.de/uploads/Gemeinsame_Annahmestelle.pdf
http://www.rechtsanwaltskammerhamburg.de/uploads/Umsatzsteuer.pdf
http://www.hamburg.de
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Klageerhebung
und PKH im SGG

Für den Bereich des Sozialrechts hat das
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg

mit Beschluss vom 26.01.2010 (L 5 AS
1949/09 B) entschieden, dass eine unter der
Bewilligung von Prozesskostenhilfe bedingt
erhobene Klage unzulässig sei. Jedenfalls bei
anwaltlich vertretenen Klägern bestehe in
diesen Fällen regelmäßig kein Grund für ei-
ne Wiedereinsetzung nach § 67 SGG.
Das LSG Berlin - Brandenburg begründet
diese Auffassung damit, dass eine wirksame
Klageerhebung nicht unter einer Bedingung
stehen dürfe. Eine Übertragung des im Zivil-
prozess gängigen Verfahrens (§ 253 Abs. 1
i.V.m. § 261 Abs. 1 ZPO) auf den Bereich des
Sozialgerichtsverfahrens sei nicht möglich.
Sie finden den Artikel auf der Internetseite des
Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg.

Geschäftsanfall
der Justiz

Das Hamburgische Justizverwaltungs-
blatt kann eine wahre Fundgrube sein.

In Nr. 6 vom 30. November 2010 ist die Sta-
tistik über den Geschäftsanfall der Gerichte
und Staatsanwaltschaften in den Jahren
2006 bis 2009 veröffentlicht.
Die Zahlen sind sehr weitgehend nach 
allen Hamburger Gerichten und den dorti-
gen Abteilungen aufgegliedert.
Wir haben uns entschlossen, nachstehend
die komplette Statistik zu veröffentlichen,
um jedem Hamburger Kollegen die Gele-
genheit zu geben, sich über die Eingangs-
zahlen bei "seinem" Gericht aus erster Hand
zu informieren. Besonders interessant sind
die Angaben zur jeweiligen durchschnittli-
chen Verfahrensdauer.
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Ausnahmen von der
Schweigepflicht

Gemäß § 43 a Abs. 2 BRAO i.V.m. § 2 BO-
RA besteht für den Rechtsanwalt eine

strenge Schweigepflicht bezogen auf "alles,
was ihm in Ausübung seines Berufes be-
kannt geworden ist" (§ 2 Abs. 2 BORA).
Von dieser Schweigepflicht sieht § 2 BORA
jedoch bestimmte Ausnahmen vor: »Die
Pflicht zur Verschwiegenheit gilt nicht, soweit
die Berufsordnung oder andere Rechtsvorschrif-
ten Ausnahmen zulassen oder die Durchset-
zung oder Abwehr von Ansprüchen aus dem
Mandatsverhältnis oder die Verteidigung des
Rechtsanwalts in eigener Sache die Offenbarung
erfordern." «
Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss
vom 2. Dezember 2009 (I ZB 65/09) als eine
solche gesetzliche Ausnahme § 807 ZPO be-
nannt. Danach konnte sich der Schuldner
(ein Rechtsanwalt) im Rahmen der Ver-
pflichtung zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung unter Bezugnahme auf seine
Schweigepflicht nicht weigern, Namen und
Anschriften von Mandanten sowie die
Höhe der ihm gegenüber den Mandanten
zustehenden Forderungen in der eidesstatt-
lichen Versicherung anzugeben.

Sie finden die Entscheidung des Bundesge-
richtshofs auf der BGH - Internetseite, wenn
Sie Aktenzeichen und Entscheidungsdatum
eingeben.

•

In gleicher Weise sind Rechtsanwälte von
der Verschwiegenheitsverpflichtung befreit,
wenn dies zur Verteidigung in eigener Sache
z.B. in einem Beschwerdeverfahren vor der
Kammer oder in einem gegen den Rechts-
anwalt (häufig durch eine Strafanzeige des
Mandanten ausgelösten) eingeleiteten Er-
mittlungsverfahren erforderlich ist.

•

Umgekehrt ist es jedoch unzulässig, im Rah-
men einer eigenen Honorarklage gegen den
ehemaligen Mandanten solche Tatsachen
zu offenbaren oder Behauptungen aufzu-
stellen, die zur Begründung des Honoraran-
spruches nicht erforderlich sind. Dazu kön-
nen sowohl Inhalte des Mandates zählen,
als auch insbesondere persönliche Bewer-
tungen durch den klagenden Rechtsanwalt.

Zweigstelle
Das Landgericht Erfurt hat mit rechtskräfti-
gem Urteil vom 23.06.2010 entschieden,
dass auf anwaltlichen Briefbögen die Adres-
sen einer Zweigstelle zwar angegeben wer-
den können, dann aber eine Zweigstelle
auch als solche gekennzeichnet werden
muss (Landgericht Erfurt, 7 O 2036 / 09, Ju-
ris).
Diese Rechtsauffassung ist bislang umstrit-
ten, da weder die BRAO, noch die Berufs-
ordnung eine ausdrückliche Pflicht zur An-
gabe, welches die "Hauptkanzlei" und wel-
ches die Zweigstelle ist, vorsehen. Das Land-
gericht Erfurt leitet die Verpflichtung
deshalb überzeugend aus § 5 UWG ab und
führt aus: »Der Umstand, dass es sich bei ei-
ner Kanzlei nur um die Zweigstelle einer ander-
weitig ansässigen Hauptstelle handelt, ist eine
für den Durchschnittsverbraucher wesentliche
Information im Sinne des § 5 a UWG, weil ihn
das Unterlassen eines entsprechenden Hinwei-
ses zu einer Auswahlentscheidung zugunsten
der in der Zweigstelle angebotenen Dienstlei-
stungen veranlassen kann, die er sonst nicht ge-
troffen hätte. «

Syndikusanwälte
Wie Sie wissen, hat der EuGH sich mit

der Rechtsfrage befasst, inwieweit
Syndikusanwälten das anwaltliche Schwei-
gerecht im Hinblick auf unternehmensin-
terne Vorgänge zusteht. Der EuGH hat dies
verneint.
Wer sich für die dafür maßgebenden Erwä-
gungen in besonderem Maße interessiert,
findet die Entscheidung des EuGH auf der
Internetseite der Rechtsanwaltskammer,
wenn Sie hier klicken. 

Die maßgeblichen Erwägungen finden sich
in den Textziffern 40 bis 51.

http://www.rechtsanwaltskammerhamburg.de/uploads/Syndikusanwaelte.pdf


Nachfestsetzung
der restlichen
Verfahrensgebühr 

Nachdem zwischenzeitlich höchstrichter-
lich unstreitig geworden ist, dass § 15 a

RVG (Anrechnung der Geschäftsgebühr auf
die Verfahrensgebühr nur unter bestimmten
Voraussetzungen) auch in Altfällen gilt, hat
der BGH nunmehr festgestellt, dass die
Rechtskraft einer Entscheidung im Kosten-
festsetzungsverfahren über einen Antrag,
mit dem eine Verfahrensgebühr nur unter
hälftiger Anrechnung der Geschäftsgebühr
geltend gemacht worden ist, einer Nachfest-
setzung der restlichen Verfahrensgebühr
nicht entgegensteht.
(BGH v. 28.10.2010, VII ZB 15/10)

Die – auf der Homepage des BGH veröffent-
lichte – Entscheidung ist von hoher prakti-
scher Bedeutung. Sofern bisher nicht gesche-
hen, sollte nunmehr in den geeigneten Fäl-
len umgehend die Nachfestsetzung bean-
tragt werden. Es bleibt im Übrigen
abzuwarten, ob sich die Auffassung des VII.
Zivilsenats des BGH auch bei Vergütungs-
festsetzungsbeschlüssen im Rahmen der Pro-
zesskostenhilfe durchsetzen wird.

Anrechung der
Geschäftsgebühr 
nur bei ausdrücklicher Regelung im Prozessver-
gleich (BGH, Beschluss vom 07.12.2010 - VI
ZB 45/10, siehe Homepage des BGH)

Wir hatten im letzten Kammerreport auf
eine Schwierigkeit im Zusammenhang

mit der Anrechnung der vorgerichtlichen
Geschäftsgebühr bei einem Prozessvergleich
hingewiesen. Der BGH hat dazu nunmehr
klargestellt, dass dann, wenn ein Vergleich
keine ausdrückliche Regelung dahingehend
enthält, dass die Geschäftsgebühr in einer
bestimmten Höhe abgegolten wird, er auch
keinen Vollstreckungstitel für die Geschäfts-
gebühr gegen einen Dritten darstellt. Eine
Berücksichtigung nach § 15a III Fall 3 RVG
erfordert ebenfalls eine betragsmäßige Bezif-
ferung der Geschäftsgebühr im Vergleich.
Der BGH lässt es dahinstehen, ob von einer
Titulierung durch den Vergleich dann ausge-
gangen werden könne, wenn der Vergleich
eine unmissverständliche Regelung enthal-

te, wonach die entsprechende Gebühr in ei-
ner bestimmten Höhe abgegolten werde. Je-
denfalls für den Fall, dass der Vergleich eine
solche ausdrückliche Regelung nicht enthal-
te, stelle er keinen Vollstreckungstitel für die
Geschäftsgebühr gegen den Dritten dar. 

Nach wie vor gilt jedoch, dass wer in einem
Prozessvergleich sicherstellen will, dass eine
vorgerichtlich entstandene Geschäftsgebühr
im Rahmen des Kostenfestsetzungsverfah-
rens berücksichtigt wird, darauf achten
muss, dass ein etwa auf die Geschäftsgebühr
entfallender Zahlungsbetrag präzise beziffert
wird. Sinnvoll dürfte es auch sein, nicht nur
im Prozessvergleich den Zahlungsbetrag,
sondern auch den Gebührensatz sowie den
zugrundegelegten Gegenstandswert festzu-
halten.

Zeithonorar
Keine bindende Höchstbearbeitungszeit

für den Rechtsanwalt bei Zeithonorar
(BGH, Urteil vom 21.10.2010 - IX ZR 37/10)

Erfreulicherweise hat der BGH eine in mehr-
facher Hinsicht zu kritisierende Entschei-
dung des OLG Düsseldorf (Urteil vom
18.02.2010 - 24 U 183/05) aufgehoben. 

Der BGH stellt klar, dass bei der Beurteilung,
ob ein vereinbartes Honorar unangemessen
ist, nicht darauf abzustellen sei, welches Ho-
norar im gegebenen Fall als angemessen zu
erachten ist, sondern darauf, ob die zwischen
den Parteien getroffene Honorarvereinba-
rung nach Sachlage als unangemessen hoch
einzustufen sei. Für eine Herabsetzung sei
nur Raum, wenn es unter Berücksichtigung
aller Umstände unerträglich und mit den
Grundsätzen des § 242 BGB unvereinbar wä-
re, den Mandanten an seinem Honorarver-
sprechen festzuhalten. In diesem Zusam-
menhang könne als Ausgangspunkt nicht
auf einen allgemeinen Durchschnittssatz ei-
nes Zeithonorars für Rechtsanwälte abge-
stellt werden, sondern es müsse auf die Art
des Mandats eingegangen werden. Bei der
Beurteilung der Angemessenheit des geltend
gemachten anwaltlichen Zeitaufwands seien
Zeitdifferenzen bei der Dauer der Bearbei-
tung grundsätzlich hinzunehmen, da sich
die Arbeitsweise von Rechtsanwälten indivi-
duell unterschiedlich gestalte.
Zutreffend sei das Berufungsgericht davon
ausgegangen, dass der Kläger seine Tätigkeit
als Strafverteidiger auf der Grundlage eines
Stundenhonorars abrechnen konnte. Eine
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derartige Vergütung sei nach der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung nicht als unange-
messen zu beanstanden, wenn diese Ho-
norarform unter Würdigung der Besonder-
heiten des Einzelfalles sachgerecht erschei-
ne. Die Beurteilung des Berufungsgerichts
jedoch, der von den Parteien vereinbarte
Stundensatz von 450 DM sei unangemessen
und müsse gemäß § 3 III BRAGO auf 180 Eu-
ro herabgesetzt werden, sei rechtsfehlerhaft.
Die Frage der Unangemessenheit nach 
§ 3 III BRAGO sei unter dem allgemeinen Ge-
sichtspunkt des § 242 BGB zu beurteilen, al-
so danach, ob sich das Festhalten an der ge-
troffenen Vereinbarung unter Berücksichti-
gung der gesamten Umstände des Einzelfal-
les als unzumutbar und als unerträgliches
Ergebnis darstelle. Dabei sei nicht darauf ab-
zustellen, welches Honorar im gegebenen
Falle als angemessen zu erachten sei, son-
dern darauf, ob die zwischen den Parteien
getroffene Honorarvereinbarung nach Sach-
lage als unangemessen hoch einzustufen sei.
Für eine Herabsetzung sei danach nur Raum,
wenn es unter Berücksichtigung aller Um-
stände unerträglich und mit den Grundsät-
zen des § 242 BGB unvereinbar wäre, den
Mandanten an seinem Honorarversprechen
festzuhalten.

Den danach anzuwendenden Prüfungsmaß-
stab der Unangemessenheit habe das Beru-
fungsgericht verfehlt, indem es ausgehend
von einem durchschnittlichen Stundensatz
von 180 Euro diesen auch für die hier in Re-
de stehende Vergütung in Ansatz gebracht
habe. Als Ausgangspunkt könne in diesem
Zusammenhang nicht auf einen allgemei-
nen Durchschnittssatz für Rechtsanwälte ab-
gestellt werden, sondern es müsse hier be-
reits auf die Art des Mandats, eine Strafver-
teidigung in einer Wirtschaftsstrafsache, ein-
gegangen werden.

Die Ausführungen des Berufungsgerichts
zum Arbeitsumfang und dem hierbei dem
Kläger zuerkannten Stundenaufwand er-
weisen sich nach dem BGH gleichfalls als
rechtsfehlerhaft. Soweit das Berufungsge-
richt unter Bezugnahme auf die vom Kläger
vorgelegte Stundenberechnung angenom-
men habe, der Kläger habe 23 Zeitintervalle
im aufgerundeten Zeittakt von 15 Minuten
abgerechnet, fehle es an den hierfür erfor-
derlichen Feststellungen. Auf die vom Beru-
fungsgericht für die Entscheidung als erheb-
lich angesehene Frage nach der Wirksamkeit
der Zeittaktklausel komme es mithin nicht
an. Die Annahme des Berufungsgerichts, ei-

ne Bearbeitungszeit von 77,80 Stunden sei
für das streitgegenständliche Mandat nicht
erforderlich gewesen und müsse um 1/3
gekürzt werden, erweise sich im Hinblick auf
die hierzu angeführte Begründung gleich-
falls als unzutreffend. Maßgeblicher An-
knüpfungspunkt, um Vorsorge gegen eine
unvertretbare Aufblähung der Arbeitszeit
durch den Rechtsanwalt zu Lasten des Man-
danten zu treffen, sei die Prüfung, ob die –
nachgewiesenen – Stunden in einem ange-
messenen Verhältnis zu Umfang und
Schwierigkeit der Sache stünden. Dabei gehe
es nicht darum, dem Rechtsanwalt sozusa-
gen eine bindende Bearbeitungszeit vorzuge-
ben, die er zur Vermeidung von Ho-
norarnachteilen nicht überschreiten dürfe.
Da sich die Arbeitsweise von Rechtsanwälten
individuell unterschiedlich gestalte, seien
auch Zeitdifferenzen bei der Bearbeitung
grundsätzlich hinzunehmen. Allerdings
könne der von dem Rechtsanwalt nachge-
wiesene Zeitaufwand nur dann in vollem
Umfang berücksichtigt werden, wenn er in
einem angemessenen Verhältnis zu Schwie-
rigkeit, Umfang und Dauer der zu bearbei-
tenden Angelegenheit stehe.

Der BGH weist in dieser Entscheidung weiter
auf eine ebenfalls praxisrelevante Formalie
hin. Nach § 10 I 1 RVG könne der Rechtsan-
walt die Vergütung nur aufgrund einer von
ihm unterzeichneten und dem Auftraggeber
mitgeteilten Berechnung einfordern. Eine
Mitteilung der Berechnung in der Vergü-
tungsklageschrift oder einem anderen Pro-
zessschriftsatz reiche nach Ansicht des BGH
aber aus. Der Umstand, dass die Berechnung
sachlich unzutreffend ist, nehme der Berech-
nung nicht ihre Wirkung nach § 10 I 1 RVG.
Für diese komme es nur darauf an, dass die
Berechnung dem Mandanten eine Überprü-
fung ermögliche und damit gegebenenfalls
Grundlage einer gerichtlichen Auseinander-
setzung sein könne. Diese Voraussetzungen
treffen für die Kostennote des Klägers nicht
zu, weil den dort angegebenen einzelnen Ta-
gen nicht die jeweilige Stundenanzahl zuge-
ordnet wurde. Der Kläger habe lediglich die
Gesamtzahl aller Stunden vermerkt und die
jeweiligen Tage ohne Spezifizierung aufge-
führt. 
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Neue Fachanwälte
Arbeitsrecht
Julia Carolin Fröhlich
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Jacob Keyl
Dr. Johan-Michel Menke, LL.M.
Matthias Meyer
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Thomas Riebensahm
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Kim Esther Winterlich
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ZAHL DER MITGLIEDER 
STAND 31. 01. 2011:

Rechtsanwälte 9.215
Rechtsbeistände 38
Ausländische Anwälte 13
Europäische Anwälte 27
Anwalts-GmbH/AG 26




